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Dem Vorschlag des Bundesrates Nr. 3, nach dem die in § 8 Nr. 1 
— jetzt § 9 Nr. 1 — des Entwurfs vorgesehene Verordnung über 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Darlehen zum Bau und Erwerb 
von Handelsschiffen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Zum Bau und Erwerb von Handelsschiffen können 
Wiederaufbaudarlehen nach folgenden Bestim- 
mungen gegeben werden. 

§ 2 

(1) Ein Wiederaufbaudarlehen kann erhalten, wer 
nach dem 31. August 1939 ein Seeschiff oder ein 
Seeschiffsbauwerk verloren und nach dem 30. No- 
vember 1949 zum Ersatz dafür den Neubau eines 
Handelsschiffs auf einer deutschen Werft in Auf- 
trag gegeben oder ein Handelsschiff aus dem Aus- 
land erworben hat. 

(2) Die Bestimmung des Absatz 1 findet keine An- 
wendung, wenn das Seeschiff oder Seeschiffsbau- 
werk durch ein Ereignis verloren gegangen ist, 
gegen dessen Eintritt der Eigentümer Ver- 
sicherung nehmen konnte; sie findet außerdem in- 
soweit keine Anwendung, als das verlorenge- 
gangene Seeschiff oder Seeschiffsbauwerk mit 
öffentlichen Mitteln beschafft war, die dem Aus- 
gleich von Schiffsverlusten zu dienen bestimmt 
waren. 

(3) Ein Anspruch auf die Gewährung von Wie- 
deraufbaudarlehen besteht nicht. 

§ 3 

(1) Das Wiederaufbaudarlehen darf bis zu 40 vom 
Hundert der Neubaukosten oder der Anschaffungs- 
und Instandsetzungskosten betragen. Es soll den 
Wert der Schiffe nicht übersteigen, deren Ersatz 
der Neubau oder die Anschaffung dient. 

(2) Ein Wiederaufbaudarlehen wird nur gewährt, 
wenn nachgewiesen ist, daß die sonstigen Mittel 
für den Neubau oder die Anschaffung zur Ver- 
fügung stehen. 


• § 4 

In Fällen, in denen es aus schiffahrtspolitischen 
Gründen geboten ist, kann von den Voraussetzungen 
des § 2 Absatz 1 und 2 und des § 3 Absatz 1 abge- 
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sehen werden. In solchen Fällen können Darlehen 
bis zu 20 vom Hundert der Neubaukosten gewährt 
werden. 


§ 5 

Wiederaufbaudarlehen sind bei einem Zinsfuß von 
4 vom Hundert in 16 gleichgroßen Raten zu ver- 
zinsen und zu tilgen. Die erste Rate wird für das 
Geschäftsjahr berechnet, bei dessen Ende seit In- 
fahrtsetzung des Schiffes mindestens 10 Monate 
verstrichen sind. Sie ist, wenn das Geschäftsjahr 
am 30. Juni oder vorher endigt, am 31. Dezember 
des gleichen Jahres, wenn es nach dem 30. Juni 
endigt, am 30. Juni des nächsten Jahres fällig. 

§ 6 

(1) Auf die Tilgungsraten haben Kapitalgesell- 
schaften jährlich zum Fälligkeitstag Zahlungen in 
Höhe der Hälfte des Betrages zu leisten, der ihnen 
vom Gewinn des vorangegangenen Geschäfts- 
jahres nach Abzug der Körperschaftsteuer ver- 
bleibt; andere Unternehmen haben einen Betrag 
in Höhe des Hundertsatzes des Gewinnes, in 
dessen Höhe Kapitalgesellschaften hiernach Zah- 
lung leisten, zu bezahlen. 

(2) Gewinn im Sinne von Absatz 1 ist 

1. bei Kapitalgesellschaften 

das körperschaftsteuerpflichtige Einkommen, 
das auch um die Verluste früherer Jahre ge- 
kürzt ist, die bei der Berechnung des körper- 
schaftsteuerpflichtigen Einkommens nicht mehr 
abgezogen werden konnten. Voraussetzung ist, 
daß die Verluste nach der Gewährung des 
Darlehens entstanden sind; 

2. bei anderen Unternehmen 

der Gewinn, der der Einkommensteuerver- 
anlagung zu Grunde gelegt wird, und der um 
die steuerlich festgestellten Verluste und ein 
angemessenes Entgelt für die von dem Reeder 
in dem Unternehmen ausgeübte Tätigkeit 
(Unternehmerlohn) gekürzt ist. Nr. 1 findet auf 
die steuerlich festgestellten Verluste und den 
Unternehmerlohn entsprechende Anwendung. 
Unternehmen, die nach Gewährung des Dar- 
lehens neues haftendes Kapital aufgenommen 
haben, dürfen neben den Abzügen nach Nr. 1 oder 
2 bis zu 6 vom Hundert dieses Kapitals abziehen. 

(3) Reichen die Zahlungen nach Absatz 1 nicht zur 
Tilgung der Darlehensverbindlichkeit aus, so hat der 
Darlehensschuldner spätestens ein Jahr nach 
Fälligkeit der letzten Tilgungsrate eine Schluß- 
zahlung zu leisten. Diese wird wie folgt berech- 
net: Auf den Tag der Fälligkeit der letzten Til- 
gungsrate wird der Zeitwert des Schiffes ermittelt 
und um den Betrag wertverbessernder Auf- 
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Wendungen gekürzt, der in der Bilanz des voran- 
gegangenen Geschäftsjahres ausgewiesen ist. Der 
hiernach verbleibende Betrag wird sodann auf den 
Hundertsatz der Bau- oder Erwerbskosten ver- 
mindert, den der Darlehensschuldner als Wieder- 
aufbaudarlehen erhalten hatte. Von dem so gemin- 
derten Betrag ist schließlich der Hundertsatz ab- 
zusetzen, zu dem das Darlehen durch Zahlungen 
nach Absatz 1 getilgt worden ist. Die Schlußzahlung 
darf jedoch den Tilgungsrückstand nicht über- 
steigen. 


§ V 

(1) Der Darlehensschuldner darf Zahlungen auf die 
fälligen Zinsen um einen Betrag in Hohe des Ver- 
lustes seines vorangegangenen Geschäftsjahres 
kürzen. Zinsen, die hiernach nicht spätestens bei 
Fälligkeit der letzten Rate beglichen werden 
können, werden erlassen. 

(2) Die Vorschriften des § 6 Absatz 2 Nr, 1 und 
2 über den Gewinn gelten auch für die Berech- 
nung des Verlustes nach Absatz 1. 

§ 8 

(1) Die Übereignung des Schiffes sowie die Ver- 
pflichtung zur Übereignung bedürfen bis zur 
Schlußzahlung nach § 6 Absatz 3 zu ihrer Wirk- 
samkeit der Genehmigung des Bundesministers 
für Verkehr. Wird das Verpflichtungsgeschäft ge- 
nehmigt, so gilt die Genehmigung auch für das 
diesem Verpflichtungsgeschäft entsprechende Er- 
füllungsgeschäft als erteilt. 

(2) Bei der Veräußerung des Schiffes im Wege der 
Zwangsversteigerung bedarf das Gebot der Ge- 
nehmigung. Die Vorschrift in § 71 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes ist entspiechend anzu- 
wenden. In den § 81 Absatz 2 und 3 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes entsprechenden Fällen darf 
der Zuschlag an einen anderen als den Meist- 
bietenden nur erteilt werden, wenn dieser andere 
die Genehmigung beigebracht hat. 

(3) Die Genehmigung kann unter Auflagen erteilt 
werden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Schiffsbauwerke, 
die im Schiffsbauregister eingetragen sind oder in 
dieses Register eingetragen werden können, ent- 
sprechend anzuwenden. 

(5) Im Falle des Totalverlustes des Schiffes wird 
der noch nicht getilgte Betrag des Wiederaufbau- 
darlehens zur sofortigen Rückzahlung fällig. Be- 
schafft der Darlehensschuldner Ersatz für das ver- 
lorene Schiff und verpflichtet er sich zur Fort- 
setzung der Verzinsung und Tilgung nach In- 
dienststellung des Ersatzschiffes, so wird von der 
Einforderung der Rückzahlung abgesehen. 
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§ 9 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Ver- 
ordnung Bestimmungen zu erlassen über 

1. das Verfahren, insbesondere die Verwaltung 
der Darlehensforderungen und darüber, welche 
Stellen damit beauftragt werden, sowie, im Be- 
nehmen mit dem Rechnungshof, über den Ver- 
wendungsnachweis im Sinne der Reichshaus- 
haltsordnung, 

2. Vorauszahlungen auf die Leistungen im Sinne 
von § 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 für den 
Fall, daß Gewinn und Verlust zu den Fällig- 
keitstagen nicht festgestellt sind, 

3. die Laufzeit und die Zahl der Zins- und Til- 
gungsraten (§ 5) bei Darlehen zum Erwerb von 
Schiffen im Ausland zur Anpassung an die 
Restlebensdauer dieser Schiffe, 

4. die Höhe des Unternehmerlohnes sowie den 
Höchstbetrag der Bezüge von Vorstandsmit- 
gliedern, Geschäftsführern und sonstigen lei- 
tenden Angestellten zur Sicherung ange- 
messener Zahlungen der Darlehensschuldner 
unter Aufrechterhaltung ihrer Wettbewerbs- 
fähigkeit, sowie 

5. Die Schätzung von Kürzungsbeträgen im Sinne 
der S§ 6 und 7 in den Fälen, in denen das 
Finanzamt die Besteuerungsgrundlagen des 
Darlehensschuldners nach § 217 der Reichsab- 
gabenordnung schätzt. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. 1. Die deutsche Handelsflotte umfaßte am 1. Sep- 


tember 1939 rund 4 500 000 BRT 

Sie hat während des Krieges verloren ca. . . 3 100 000 BRT 
Von dem anfangs 1945 verbliebenen Rest von 1 400 000 BRT 


haben die Alliierten zunächst nur 134 000 BRT 
Schiffsraum den deutschen Eigentümern end- 
gültig belassen, d. h: noch nicht einmal 
3^0 des Vorkriegsbestandes. 

2. Zu Beginn des Jahres 1950 standen rund . . . 168 000 BRT 

Schiffsraum in deutschem Eigentum, das 
sind ca. 3,7 ®/o des Vorkriegsbe- 
standes. 


Dazu kamen Mitte März 1950 ca 100 000 BRT 

Schiffe, über deren Schicksal erst neuerdings 
endgültig entschieden worden ist. 

Daneben werden für deutsche Zwecke genutzt 

rund 17 000 BRT 

Schiffe, die von den Vereinigten Staaten ge- 
mietet worden sind. 


3. Sowohl unter den endgültig der deutschen Wirtschaft belasse- 
nen Schiffen, wie unter den vorerwähnten 117 000 BRT be- 
finden sich nur in geringem Umfang Schiffe, die für die 
Überseeschiffahrt geeignet sind. Im wesentlichen ist damit 
die deutsche Handelsflotte eine Küstenflotte, die aber wegen 
ihres hohen Durchschnittsalters erneuerungs- und überdies 
auch ergänzungsbedürftig ist. Es fehlen praktisch Übersee- 
schiffe überhaupt und Schiffe für den Mittelmeerdienst 
und den Verkehr mit dem Nahen Osten fast vollständig. 

4. Die Handelsflotte kann bei ihrem jetzigen Stand nur ca. 7500 
Seeleuten, das sind I 2 V 2 Vo der vor dem Kriege an Bord Be- 
schäftigten, Arbeit geben. Die Masse der vor dem Krieg in der 
Seeschiffahrt Tätigen muß zu ihrem eigenen und der Volks- 
wirtschaft Nachteil in nicht erlernten Berufen Arbeit suchen 
und kann sie dort zu einem großen Teil nicht einmal finden, 
so daß die Arbeitslosigkeit unter den Seeleuten unverhältnis- 
mäßig groß ist. 

II. Mit Maßnahmen zur Erneuerung und Ergänzung der Flotte ist 
vor etwa einem Jahr begonnen worden. Es wurden in Bau ge- 
nommen an Dampfern bis zu 1500 BRT und kleineren Motor- 


seglern für die Küstenschiffahrt rund 80 000 BRT 

Größere Kriegsschädenreparaturen wurden unter- 
nommen an rund 55 000 BRT 

zusammen: 135 000 BRT 


Wenn diese Schiffe in Dienst gestellt sein werden, wird die deut- 
sche Handelsflotte selbst mit den wenigen Schiffen, die neuerdings 
im Ausland gekauft worden sind, erst einen bescheidenen Bruch- 
teil des Vorkriegsbestandes erreicht haben. 

Schon zu dem laufenden Bau- und Reparaturprogramm konnten 
die privaten Reedereiunternehmen, die die Träger dieses Wieder- 
aufbaus sind, höchstens 10 — 20 ^/o Eigenkapital beitragen. Im we- 
sentlichen wird dieses Programm durch langfristige Kredite der 
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Küstenländer, durch Kredite der Wiederaufbaubank aus Counter- 
part Fundsmitteln und durch Garantien der Küstenländer für 
zweitstellige Hypotheken finanziert. Da zu diesem Wiederaufbau 
noch, wenn auch in kaum noch erträglich geringem Umfang, Eigen- 
kapital vorhanden ist, ist die Hauptsorge insoweit, daß die Fremd- 
mittel in ausreichendem Umfang und zu angemessenen Bedingun- 
gen zur Verfügung stehen. 

III. 1. Bau und Erwerb von Schiffen, die 1500 BRT übersteigen, die 
aber in dem vorhandenen Bestand und in dem laufenden Bau- 
und Reparaturprogramm nahezu völlig fehlen, sind grund- 
sätzlich erst zulässig seit dem Abschluß des Washingtoner 
Abkommens über die verbotenen und Beschränkungen unter- 
worfenen Industrien und, nachdem dieses Abkommen seine 
Ausführungsbestimmungen in dem Petersberg-Abkommen 
vom 22. November 1949 erhalten hat. 

Die volkswirtschaftliche Notwendigkeit 
von Handelsschiffen steht außer Frage. 
Diese Schiffe werden in großem Umfang Frachtdevisen ver- 
dienen und einsparen. 

Ihr Bau wird den Werften und deren mannigfach verzweigten 
und über das ganze Bundesgebiet verteilten Zulieferungs- 
Industrie Vollbeschäftigung geben. 

Er wird drohende Arbeiterentlassungen auf den Werften 
hintanhalten und sogar die Zahl der derzeitigen Werftarbeiter 
auf das Zweieinhalbfache steigen lassen. Er wird schließlich 
einem nicht unbedeutenden Teil der großen Masse unbeschäf- 
tigter deutscher Seeleute wieder Lohn und Arbeit geben. 

Die Handelsflotte muß über das laufende bescheidene Pro- 
gramm hinaus so schnell wie möglich wieder aufgebaut wer- 
den, damit sie schon vor Beendigung des Europa-Hilfs- 
programms und nachher ihren wesentlichen Beitrag zur Er- 
leichterung der Devisenbilanz leisten kann. 

2. In keinem. Zweig der Wirtschaft ist die Substanz in gleichem 
Maße verloren gegangen, wie das in der Seeschiffahrt der Fall 
ist. In allen anderen Wirtschaftszweigen ist ein namhafter Teil 
der Sachwerte erhalten geblieben, beim städtischen Hausbesitz 
z. B. neben dem großen Teil unzerstörter oder nur beschädigter 
Gebäude der Grund und Boden der Ruinen. 

Der Fall der Seeschiffahrt, nämlich daß ein Wirtschaftszweig 
im volkswirtschaftlichen Interesse von Grund auf neu aufge- 
baut werden muß, ist einzigartig. 

Der Neuaufbau kann nicht mit gewöhnlichen Krediten allein 
finanziert werden. Das in der Seeschiffahrt verbliebene Eigen- 
kapital reichte gerade noch dazu, um die vorhandene zum Teil 
schon sehr alte und entwertete Tonnage etwa zu verdoppeln. 
Für den weiteren Aufbau ist Eigenkapital bei den Reedereien 
wegen der Verluste, die die Flotte durch Kriegsereignisse und 
Maßnahmen der Alliierten erlitten hat, nicht mehr vorhanden. 
Neue Unternehmen, denen das Personal mit seinen Kennt- 
nissen und Erfahrungen und die Beziehungen zum Ausland — 
unerläßliche Voraussetzungen für den Wiederbeginn mit 
einer deutschen Seeschiffahrt — fehlen würde, werden, wenn 
überhaupt, sich nur in bescheidenem Umfang mit Eigenkapital 
in der Seeschiffahrt beteiligen. 

a) Aufbauwilligen Unternehmen müssen daher in erster 
Linie Mittel zugeführt werden, die das fehlende Eigen- 
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kapital ersetzen können und den Unternehmen die Er- 
füllung ihrer volkswirtschaftlich bedeutsamen Aufgabe des 
Devisenverdienstes und der Devisenersparnis ermöglichen. 
Da Schiffe nur bis zu 60 ®/o ihres Wertes belieben werden 
dürfen, da die Schiffahrt ferner mit schwankenden Einnah- 
men rechnen muß, und da die deutsche Schiffahrt überdies 
mit der ausländischen im Wettbewerb steht, die sich in den 
Zeiten guten Verdienstes unmittelbar nach Beendigung der 
Feindseligkeiten größere Reserven angesammelt hat, sind 
an solchen Mitteln unumgänglich 40 Vo der Neubaukosten 
bzw. der Anschaffungs- und Instandsetzungskosten bei Er- 
werbungen aus dem Ausland notwendig (§ 3 Absatz 1). 

b) Vom Standpunkt der Unternehmen aus gesehen würden 
verlorene Zuschüsse am ehesten geeignet sein, die Kapital- 
lücke auszufüllen. Derartige Zuschüsse würden überdies 
den deutschen Wettbewerb mit ausländischen Unterneh- 
men, die wegen ihrer Kriegsverluste Entschädigungen er- 
halten haben, wesentlich erleichtern. Andererseits ermöglicht 
die Finanzlage keine derartig weitgehende Maßnahme. 
Nach dem Entwurf sollen die wiederaufbauwilligen Unter- 
nehmen vielmehr als Ersatz für fehlendes Eigenkapital Dar- 
lehen erhalten, deren Bedingungen jedoch ihrer Zweck- 
bestimmung angepaßt sind: 

Die Darlehen sind zwar verzinslich und tilgbar, es ist aber 
eine Verzinsung nur etwa zum Selbstkostensatz und eine 
Laufzeit von in der Regel 16 Jahren vorgesehen. Zinsen und 
Tilgungsraten werden zwar zu festen Terminen fällig; bei 
der Zahlung wird auf die schwankende Ertragslage in der 
Seeschiffahrt Rücksicht genommen; in Fällen, in denen sich 
die Konjunktur besonders ungünstig auswirkt, kommen 
nach dem Entwurf auch Nachlässe in Betracht. 

c) Die Frage, ob derartige Darlehen ausschließlich bestehenden 
Unternehmen, die wiederaufbauen wollen, oder auch 
neuen Unternehmen gegeben werden sollen, ist in dem 
Entwurf nach den nachstehenden Gesichtspunkten geregelt: 
Die alten Unternehmen bieten wegen ihrer Erfahrun- 
gen am ehesten Gewähr für eine zweckentsprechende Ver- 
wendung der Mittel. Wenn im volkswirtschaftlichen Inter- 
esse die Handelsschiffstonnage unter Verwendung öffent- 
licher Mittel vergrößert wird, verdienen in erster Linie die 
Unternehmen Berücksichtigung, die Schiffe ohne Entschädi- 
gung haben hergeben müssen. 

An neuen Unternehmen, die kein Eigenkapital mitbringen, 
kann die Volkswirtschaft kein Interesse haben. Jedoch 
sollten solche neuen Unternehmen, die ein gewisses Min- 
destmaß von Eigenmitteln haben, dann, wenn ein schiff- 
fahrtspolitisches Interesse an ihrer Betätigung in der Han- 
delsschiffahrt besteht, von den Finanzierungsmöglichkeiten, 
die die Regelung im Sinne des Entwurfs bietet, nicht aus- 
geschlossen werden. 

Nach dem Entwurf sollen deshalb die Wiederaufbaudar- 
lehen im Regelfall den bestehenden Unternehmen gewährt 
werden (§ 3), im Ausnahmefall auch neuen Unternehmen, 
diesen jedoch nur bis zu 20 o des Baupreises eines neuen 
Schiffes, nicht dagegen zum Zweck des Erwerbs von Schiffen 
im Ausland {§ 4). Einen Anreiz zur Anlage neuen haf- 
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tenden Kapitals in Seeschiffahrtsunternehmen schafft der 
Entwurf überdies noch auf anderem Wege (§ 6 Absatz 2). 

IV. Der Entwurf sieht vor, daß die Wiederaufbaudarlehen' vom 

Bunde gewährt werden. 

1. Wie hoch die jährliche Ausgabe sein wird, richtet sich einer- 
seits nach der Baukapazität der deutschen Werften und dem 
Umfang der zum Erwerb im Ausland freigegebenen Tonnage. 

a) Bei voller Ausnutzung der Kapazität der deutschen Werf- 
ten, bei deren heutiger Lage und bei den heutigen Bau- 
preisen werden in den nächsten Jahren für Wiederaufbau- 
darlehen, wenn sie in jedem Einzelfall 40 v. H. der Bau- 
kosten betragen, jährlich durchschnittlich rund 100 
Mill. DM ausgegeben werden können. 

b) Zum Erwerb der zugelassenen 400 000 BRT ausländischer 
Tonnage werden an Wiederaufbaudarlehen, wenn sie in 
jedem Einzelfall 40 v. H. der Anschaf fungs- und Instand- 
setzungskosten betragen, insgesamt ca. 80 Mill. DM 
ausgegeben werden können, 

2. Andererseits sieht der Entwurf vor, daß Voraussetzung für 
die Gewährung von Wiederaufbaudarlehen der Nachweis ist, 
daß die durch die Darlehen nicht gedeckten Geldbcdürfnisse 
anderweitig gedeckt sind (§ 3 Absatz 2). Das bedeutet, daß 
der Aufwand für Wiederaufbaudarlehen sich nicht allein und 
u. U. nicht vorwiegend nach der Baukapazität und den Er- 
werbmöglichkeiten, sondern danach richtet, in welchem Um- 
fang jährlich Fremdgeld für Bau und Ankauf von Schiffen 
zur Verfügung stehen wird. Mit der Beschaffung dieses 
Fremdgeldes, das in jedem Fall 60 v. H. der Bau- oder der 
Anschaffungs- und Instandsetzungskosten beträgt, befaßt 
sich der Entwurf nicht. Wenn für Neubauten jährlich 
100 Mill. DM Wiederaufbaudarlehen gegeben werden (oben 
1 a), dann sind an Fremdgeldern jährlich 150 Mill. DM 
zusätzlich erforderlich; wenn zum Erwerb ausländischer Ton- 
nage insgesamt 80 Mill. DM Wiederaufbaudarlehcn 
gegeben werden, sind an Fremdgeldern hierfür zusätzlich 
insgesamt 120 Mill. DM erforderlich. 

3. Unter Berücksichtigung der Gesichtspunkte unter 1 und 2 
wird der Betrag, der für Wiederaufbaudarlehen verwandt 
werden soll, jedes Jahr im Haushaltsgesetz festgestellt 
werden. 

4. Wenn sich auch der Gesetzentwurf mJt den 60 v. H. Fremd- 
geld nicht befaßt, so wird es doch die Sorge der Bundes- 
regierung sein müssen, alle Quellen langfristiger Mittel, über 
die sie selbst verfügt oder auf die sie im Rahmen der Kapital- 
marktpolitik Einfluß nehmen kann, für die Zwecke der Fi- 
nanzierung von Schiffbau und Schiffsankauf auszuschöpfen. 
Bei dieser Aufgabe werden die Regierungen der Küsten- 
länder in ihrem Rahmen die Bundesregierung unterstützen 
müssen. 


B. Im einzelnen 


Zu §§ 1 und 2 Absatz 3 

Auf die Gewährung von Wiederaufbaudarlehen soll ein Rechts- 
anspruch nicht bestehen. Die Darlehen sollen vielmehr nur nach 
Maßgabe der jeweils verfügbaren Haushaltsmittel gewährt werden. 
Deshalb enthält § 1 nur eine Kannvorschrift. 
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Zu § 2 Absatz 1 und 2 

Darlehen sollen zum Neubau von Schiffen auf deutschen Werften und 
zum käuflichen Erwerb im Ausland, nicht dagegen im Inland gegeben 
werden können, weil die volkswirtschaftliche Bedeutung eines in- 
ländischen Eigentumwechsels gering ist. 

Darlehen soll nur erhalten können, wer wiederaufbaut, wer also ein 
Ersatzschiff für ein früher verlorenes bauen läßt oder kauft. Einer 
Berücksichtigung bedarf jedoch nicht, wer Ersatz für ein Schiff be- 
schafft, das durch ein Ereignis verloren gegangen ist, gegen dessen 
Eintritt ein ordentlicher Kaufmann Versicherung zu nehmen pflegt. 
Das Ersatzbedürfnis besteht im wesentlichen hinsichtlich der Schiffe, 
die am 31. August 1939 vorhanden gewesen sind und damit die 
Friedensflotte dargestellt haben und die durch Ereignisse verloren- 
gegangen sind, gegen deren Eintritt Versicherung nicht genommen 
werden konnte; Dazu gehören unmittelbare Kriegseinwirkungen, 
Prisenmaßnahmen, Ablieferungen für Reparationszwecke und ähn- 
liche Tatbestände. 

Es sind durch solche Ereignisse auch solche Schiffe verlorengegangen, 
die während des Krieges teils mit Mitteln der Kriegsschädenregelung, 
teils mit anderen Reichsmitteln gebaut und erworben worden sind, 
die dem Ausgleich von Schiffsverlusten dienen sollten. Es besteht 
kein Anlaß, insoweit heute ein Ersatzbedürfnis anzuerkennen. Dafür 
muß das Bedürfnis zum Ersatz derjenigen Schiffe anerkannt werden. 
Zu deren Ersatz die im Kriege hergestellten (erworbenen) und wieder 
verlorengegangenen Schiffe bestimmt waren. 

Verlust- und Ersatzbau bzw. Neuerwerb müssen nach dem Entwurf in 
einer Person vereinigt sein. Allerdings dürfen die Anforderungen an 
die Identität des Eigentümers des verlorengegangenen Schiffes und 
des Unternehmens, das wiederaufbaut, aus den Gründen, die zu § 3 
erörtert werden, nicht übertrieben werden. 

Zu § 3 Absatz 1 

Wie oben ausgeführt worden ist, sollen Wiederaufbaudarlehen bis 
zu einer Höhe gegeben werden, daß die weitere Finanzierung ohne 
Garantien der Öffentlichen Hand möglich ist. Die Wiederaufbau- 
darlehen werden deshalb in der Regel 40 v. H. der Bau- oder, bei 
Erwerbungen im Ausland, der Anschaffungs- und Instandsetzungs- 
kosten betragen müssen. Neubauten oder Neuerwerbungen werden 
aber nur insoweit als Wiederaufbau behandelt werden können, als 
die 40 V. H. der Kosten, die als Wiederaufbaudarlehen gegeben wer- 
den, den Wert der verlorengegangencn Schiffe nicht übersteigen. 
Allerdings wird mit dem Gegenwert von ca. 1,5 Milliarden Mark, den 
die verlorenen Schiffe gehabt haben, wegen des zwischenzeitlichen 
Steigens der Baupreise auf das 2V2fache und wegen der ähnlichen Ent- 
wicklung der Kaufpreise für alte Schiffe längst nicht die Tonnage 
wieder hergestellt werden können, die veriorengegangen ist. Die 
verlorengegangene Flotte würde, obgleich sie zum größten Teil nicht 
aus neuen Schiffen bestanden hat, an heutigen Preisen gemessen, 
einen Wert von mindestens 3,75 Milliarden DM repräsentieren. 
Infolgedessen werden Wiederaufbaudarlehen unter Umständen einer 
Gesellschaft oder einer andersartigen Vereinigung von Unternehmen 
gegeben werden müssen, die gemeinschaftlich ein neues Schiff als 
Ersatz für mehrere Schiffe erwerben, die einzelnen Mitgliedern der 
Vereinigung verlorengegangen sind. 

Zu § 3 Absatz 2 

Die Vorschrift, daß, wer ein Wiederaufbaudarlehen wünscht, nach- 
zuweisen hat, daß er über die sonstigen Mittel verfügt, enthält an 
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sich eine Selbstverständlichkeit. Die Bestimmung macht jedoch 
deutlich, in welcher Abhängigkeit der Mittelbedarf für Wieder- 
aufbaudarlehen von der Leistungsfähigkeit des Kapitalmarktes bzw. 
von der Verfügbarkeit langfristiger Mittel für erste Schiffshypo- 
theken ist. 

Zu § 4 

Es kann auf die Bemerkung unter A III 2 c verwiesen werden. 

Zu §§ 5, 6 und 7 

Der Grundgedanke der Bestimmungen der §§ 5, 6 und 7 ist der 
folgende: 

1. Die Wiederaufbaudarlehen haben eine im voraus bestimmte Lauf- 
zeit und sind während dieser Zeit zu verzinsen und zu tilgen (§ 5). 

2. In Jahren, in denen ein wiederauf bauendes Unternehmen mit 
Verlust abschließt, werden Zinsen im gewissen Umfange ge- 
stundet. Gestundete Zinsen, die nicht während der Laufzeit 
des Wiederaufbaudarlehens später nachbezahlt werden können, 
werden erlassen (§ 7). 

Zahlungen auf die Tilgungsraten sind in Gewinnjahren in Höhe 
eines bestimmten Teils des Gewinns zu leisten, während in Ver- 
lustjahren Zahlungen zunächst unterbleiben (§ 6 Absatz 1). 

4. Was an Tilgungen nicht durch Zahlungen im Rahmen von § 6 
Absatz 1 geleistet wird, soll möglichst durch eine Schlußzahlung 
beglichen werden (§ 6 Absatz 3). 

Der Zweck dieser Bestimmungen ist es, den Unternehmen die Last 
der Verzinsung und Tilgung in den in der Schiffahrt immer wieder- 
kehrenden ungünstigen Jahren zu erleichtern, in den günstigen Jah- 
ren aber ihre Leistungsfähigkeit soweit zur Verzinsung und Tilgung 
auszunutzen, als das ohne Gefährdung des Darlehenszweckes mög- 
lich ist. 

Nach diesen Bestimmungen werden 

1. Unternehmen, die während der Laufzeit des Wiederaufbaudar- 
lehens wenigstens die Abschreibungen verdienen, ohne eine wei- 
tere Hilfe zur Erhaltung und späteren Erneuerung der Tonnage, 
die mit dem Wiederaufbaudarlehen beschafft ist, imstande sein, 

2. alle Unternehmen die Zinsen der Wiederaufbaudarlehen, wenn 
vielleicht auch nicht ganz regelmäßig, so doch vollständig bezahlen 
können, 

3. viele Unternehmen, besonders in den ersten Jahren, in denen die 
deutsche Schiffahrt für den Aufbau ihrer Organisation noch be- 
deutende Aufwendungen wird machen müssen, Tilgungsrück- 
stände auflaufen lassen müssen, doch wird in späteren Jahren mit 
der Nachholung von Rückständen und in der Schlußzahlung mit 
einem weitgehenden Ausgleich der Verbindlichkeiten gerechnet 
werden dürfen. 

Im einzelnen wird zu § 5 bemerkt: 

1. Der Zinssatz der Darlehen soll dem voraussichtlichen durch- 
schnittlichen Selbstkostensatz entsprechen. 

2. Die Hinausschiebung der ersten Rate stellt hinsichtlich der Zinsen 
ein notwendiges Entgegenkommen gegenüber den Unternehmen 
dar, die auf das das Eigenkapital vertretende Wiederaufbaudar- 
lehen während der Bauzeit keine Zinsen zahlen können, hinsicht- 
lich der Tilgung bedeutet die Hinausschiebung einen Vorteil für 
den Bund, da im Fall späteren Beginnes der Tilgungen größere 
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Eingänge auf die 16 Tilgungsraten erwartet werden dürfen, als 
im Falle früheren Beginns. 

Zu § 6 

Absatz 1 bemißt die jährlichen Zahlungen des Darlehensschuldners 
auf die Tilgungsraten. 

Beispiel: 

Eine Kapitalgesellschaft hat einen körperschaftsteuerpflichtigen 


Gewinn von 150 000 DM 

Ihre Körperschaftsteuer beträgt 75 000 DM 

Es verbleiben ihr nach Abzug der Körperschaftsteuer . 75 000 DM 

Ihre Zahlung beträgt die Hälfte des ihr nach Abzug der 

Steuer verbliebenen Betrages, nämlich 37 500 DM 

oder V4 des Gewinnes, der noch nicht um die Körper- 
schaftsteuer gekürzt ist. 


Ein nicht körperschaftsteuerpflichtiges Unternehmen 

mit dem gleichen Gewinn würde ebenfalls 37 500 DM 

nämlich V 4 seines noch nicht um Körperschaftsteuerbeträge gekürz- 
ten Gewinnes zu zahlen haben. 

Die etwas umständliche Formulierung der Bestimmung war not- 
wendig, damit die Regelung auch bei Änderungen des Steuertarifs 
beibehalten werden kann. 

Die Feststellung der Höhe der Zahlungen auf die Tilgungsraten würde 
dadurch sehr wesentlich erleichtert, daß als Gewinn, nach dessen 
Höhe sich die Leistung bemißt, grundsätzlich das körperschaftsteuer- 
pflichtige Einkommen bzw. der Gewinn erklärt worden ist, der der 
Einkommensteuerveranlagung zu Grunde gelegt wird (Absatz 2 Nr. 1 
und 2). Das hat zur Folge, daß die Feststellungen, die zum Zwecke 
der Steuerveranlagung gemacht werden müssen, für die Durchfüh- 
rung des Gesetzes verwandt werden können. Die Regelung nötigt 
allerdings, die Fälligkeit der Leistungen, ähnlich wie das bei der 
Steuer der Fall ist, erst nach Ablauf des Zeitraums eintreten zu lassen, 
für den die Leistungen berechnet sind (§ 5 Satz 3). 

Völlig unverändert konnten die steuerlichen Begriffe jedoch nicht 
übernommen werden. 

1. Nach Steuerrecht ist die Vortragsfähigkeit von Verlusten zeitlich 
begrenzt. Von dieser Begrenzung mußte hier, soweit die Verluste 
nach der Gewährung des Darlehens entstanden sind, abgesehen 
werden, damit nicht der Darlehenszweck gefährdet wird (Absatz 2 
Nr. 1 und 2). 

2. Die nicht körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmen können nach 
Absatz 2 Nr, 2 einen angemessenen Unternehmerlohn von dem 
Gewinn abziehen, der der Einkommensteuerveranlagung zu 
Grunde gelegt wird, d. h. einen Abzug machen, der dem Aufwand 
der Kapitalgesellschaften für ihre leitenden Angestellten ent- 
spricht. Die Bestimmung anerkennt auch die Vortragsfähigkeit 
eines sich aus diesem Abzug ergebenden Verlustes und gleicht 
letzen Endes Unterschiede der Steuersätze der Körperschaft- 
steuer und der Einkommensteuer aus. 
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Beispiel: a) Kapitalgesellschaft 


körperschaftsteuerpflichtiges Einkommen 150 000 DM 

Verluste im Sinne von § 6 Absatz 2 Nr. 1 10 000 DM 

Gewinn im Sinne von § 6 Absatz 1 140 000 DM 

Körperschaftsteuer 75 000 DM 

Leistung auf die Tilgungsraten nach § 6 Absatz 1 VsX . 65 000 DM 

= . 32 500 DM 

= 23,214 Vo des Gewinns im Sinne von § 6 Absatz 1 

in Höhe von 140 000 DM 

b) anderes Unternehmen 

Gewinn, der der Einkommensteuerveranlagung zu 

Grunde liegt 165 000 DM 

Verluste im Sinne von § 6 Absatz 2 Nr. 2a 10 000 DM 

Unternehmerlohn im Sinne von § 6 Absatz 2 Nr. 2b . . 15 000 DM 

Gewinn im Sinne von § 6 Absatz 1 140 000 DM 

eine Kapitalgesellschaft würde an Körperschaftsteuer 

zu entrichten haben 82 500 DM 

also auf die Tilgungsraten zahlen V 2 X ....... . 57 500 DM 


= 28 750 DM 

= 20,50 Vo des Gewinns im Sinne von § 6 Absatz 1 von . 140 000 DM 

Durch die Vorschrift des Absatzes 3 von § 6 soll für eine Schluß- 
zahlung der Wert erfaßt werden, den der Darlehensnehmer am 
Schlüsse der Laufzeit in dem mit Hilfe des Darlehens beschafften 
Schiff noch besitzt. Deshalb soll zunächst der Zeitwert des Schiffes 
durch Schätzung festgestellt werden. 

Der Darlehensnehmer darf diesen Zeitwert um den Betrag kürzen, 
den er zur Wertverbesserung aufgewendet und noch nicht abge- 
schrieben, d. h. noch nicht zur Minderung der laufenden Zahlungen 
auf die Tilgung verwandt hat. 40 ®/o des Betrages, der sich aus dieser 
Rechnung ergibt, sind, soweit der Darlehnsnehmer s. Zt. 40 ^/o der 
Anschaffungskosten als Darlehen erhalten iiat, der Wert, auf Grund 
dessen die Schlußzahlung berechnet wird. 


Beispiel: 

Anschaffungskosten des Schiffes 2 500 000 DM 

Wiederaufbaudarlehen 1 000 000 DM 

Zahlungen des Darlehensnehmers auf Tilgungsraten 

nach § 6 Absatz 1 600 000 DM 

Zeitwert des Schiffes am Tag der 


Fälligkeit der letzten Tilgungsrate . 1 200 000 DM 
noch aktivierte wertverbessernde 

Aufwendungen 150 000 DM 

Restbetrag im Sinne von § 6 Absatz 3 1 050 000 DM 
40 0/0 gemäß § 6 Absatz 3 Satz 3 . . . 420 000 DM 

Es würde unbillig und unzweckmäßig sein, 
ohne Rücksicht auf das Maß der Tilgung wäh- 
rend der Laufzeit der Darlehen diesen Wert für 
die Schlußzahlung heranzuziehen. Damit ein An- 
reiz zu möglichst hohen Tilgungsraten besteht, 
sieht § 6 Absatz 3 weiter vor, daß der Betrag, der 
in dem Beispiel 420 000 DM beträgt, in dem Ver- 
hältnis gekürzt wird, in dem das Darlehen getilgt 
ist. In dem Beispiel sind 60 Vo getilgt. Die Schluß- 
zahlung würde hiernach 60 Vo des Betrages von 
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420 000 zu mindern sein und danach betragen . 168 000 DM 

Der GesamtrückflufS auf das Darlehen beläuft 

sich in diesem Fall auf ............ 768 000 DM 

Zu § 7 Absatz 1 und 2 

Während der Entwurf Zahlungen auf die Tilgungsraten nur in den 
Jahren vorsieht, in denen Gewinn erzielt wird, sollen Darlehens- 
zinsen schon, und zwar voll in den Jahren gezahlt werden, in denen 
keinVerlust entsteht. Der Verlust im Sinn des Entwurfs ist das 
Spiegelbild des Gewinns, wie er in § 6 Absatz 2 bestimmt ist, d. h. 
der Verlust im Sinn der Steuergesetze erhöht sich um nach Steuer- 
recht nicht mehr vortragsfähige Verluste und evtl, um den Unter- 
nehmerlohn. 

In Jahren, in denen der Darlehensschuldner mit Verlust ab- 
schließt, würde er jedoch seine Zahlung auf die fälligen Zinsen um 
den Betrag des Verlustes vermindern dürfen. 

Beispiel: 

Zuletzt fällig gewordene Zinsrate 

Verlust . 

Zahlung auf die fällige Zinsrate . . . , 

im nächsten Jahr kann sich folgendes Bild ergeben: 

Neu fällig gewordene Zinsen 

rückständige Zinsen des Vorjahres . 

Zusammen: 

Verlustvortrag aus dem Vorjahr 10 000 DM 

Gewinn des lfd. Jahres , 9 000 DM 

Verlust 

Zahlung auf die Zinsen . 

Zu § 6 Absatz 2 letzter Satz 

Die aus den Wiederaufbaudarlehen entstehenden Zins- und Tilgungs- 
lasten dürfen nicht dazu führen, daß der Zufluß neuen haften- 
den Kapitals in die Schiffahrtsunternehmen unterbunden wird. 
Damit Wiederaufbaudarlehen in möglichst geringem Umfang in 
Anspruch genommen werden, ist es sogar nötig, einen positiven 
Anreiz für die Neuanlage haftenden Kapitals in Seeschiffahrtsunter- 
nehmen zu geben. Das wird dadurch erreicht, daß den Darlehensneh- 
mern gestattet wird, von den Gewinnen, nach denen sich ihre Leistung 
auf die Tilgungsraten bemißt, einen Betrag von bis zu 6 o des haften- 
den Kapitals, das sie nach der Gewährung des Darlehens aufgenom- 
men haben, vorweg in Abzug zu bringen. 

Würden die Unternehmen in dem Beispiel oben zu § 6 nach der Ge- 
währung des Darlehens neues haftendes Kapital in Höhe von 
100 000 DM aufgenommen haben, dann ergäbe sich 

a) für die Kapitalgesellschaft folgende Rechnung: 


Gewinn nach Abzug von Verlusten 140 000 DM 

6 ®/o des neuen haftenden Kapitals 6 000 DM 

Gewinn im Sinn von § 6 Absatz 1 - 134 000 DM 

Körperschaftsteuer 75 000 DM 

Leistung auf die Tilgungsraten V 2 X . 59 000 DM 

= 29 500 DM 


= 22 ^/o des Gewinns im Sinne von § 6 Absatz 1 in 
Höhe von 134 000 DM. 
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b) für andere Unternehmen: 

Gewinn nach Abzug von Verlusten und Unter- 
nehmerlohn 140 000 DM 

6 *’/o des neuen haftenden Kapitals 6 000 DM 

Gewinn im Sinn von § 6 Absatz 1 134 000 DM 

Die Kapitalgesellschaft würde an Körperschaft- 
steuer zu zahlen haben 82 500 DM 

also auf die Tilgungsrate entrichten h 2 X 51 500 DM 

= 25 750 DM 

^ 19,2 ‘7o des Gewinnes im Sinne von § 6 Absatz 1 
von 134 000 DM. 


Zu § 8 Absatz 1 bis 4 

Da die Wiederaufbaudarlehen das fehlende Eigenkapital vertreten 
sollen, wird auf eine Sicherung der Darlehensforderung im wesent- 
lichen verzichtet. Die Veräußerung des mit dem Darlehen beschafften 
Schiffes mußte jedoch von einer Genehmigung abhängig gemacht 
werden, weil der Umfang der Zins- und Tilgungsieistungen nach dem 
Entwurfs weithin von dem Besitz des Schiffes und von dessen 
Erträgnissen abhängig ist. Die Genehmigung wird häufig unter der 
Auflage gegeben werden können, daß die Darichensverbindlichkeit 
aus dem Veräußerungserlös bezahlt wird, oder unter der Voraus- 
setzung, daß der Erwerber die Verbindlichkeit des Veräußerers 
übernimmt. 

Zu § 8 Absatz 5 

Im Falle des Tolalverlustes steht in der Regel die Versicherungs- 
summe zur Abdeckung der Darlehcnsverbindiichkeit zur Verfügung. 
Infolgedessen ist das Darlehen im Totalverlustfali grundsätzlich zur 
Rückzahlung fällig. Wenn jedoch die Versicherungssumme zum 
Wiederaufbau eines Ersatzschiffes verwendet wird, dann entspricht 
es dem Grundgedanken des Entwurfs, wenn das Darlehen dem 
Schuldner belassen wird unter der Voraussetzung, daß er nach einer 
Stundung der fälligen Verbindlichkeit bis zur Fertigstellung des 
Ersatzschiffes Zahlungen auf die Zins- und Tilgungsverbindlichkeit 
wiederauf nimmt. 

Zu § 9 

Weil einerseits ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Wieder- 
aufbaudarlehen nicht besteht und nicht übersehbar ist, wieweit die 
Mittel für die Gewährung von Darlehen reichen, und weil anderer- 
seits die Darlehen dem Darlehensempfänger einen nicht unbedeuten- 
den Vorteil verschaffen, wird, solange mehr Wiederaufbauwillige als 
Mittel vorhanden sind, ein Verfahren stattfinden müssen, in dem auf 
die besonderen Verhältnisse der Antragsteller, wie auf die volks- 
wirtschaftliche Bedeutung ihrer Aufbauvorhaben wird Rücksicht 
genommen werden müssen. Die Bestimmungen über das Verfahren 
werden sich dem Wechsel dieser Umstände anpassen müssen. Sie 
können infolgedessen nicht im Gesetz selbst getroffen werden. Die 
Durchführung des Gesetzes, insbesondere die Verwaltung der Dar- 
lehensforderungen und die Abrechnung mit den Schuldnern wird 
zweckmäßiger weise nicht einer Behörde, sondern zum Teil einer 
Treuhandgesellschaft übertragen werden, auf die der Bund von maß- 
geblichem Einfluß ist. 

Damit nicht der Eingang fälliger Zins- und Tilgungsleistungen durch 
Verzögerung der Steuerveranlagung hinausgeschoben wird, werden 
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unter entsprechender Anwendung der steuerlichen Bestimmungen 
Vorauszahlungen auf die fälligen Leistungen verlangt werden 
müssen. 

Die Vorschrift des § 5 ist auf den Normalfall des neuen Schiffes zu- 
geschnitten, das eine Lebensdauer von mindestens 16 Jahren hat. 
Im Auslande werden aber zum Teil Schiffe erworben werden, deren 
Restlebensdauer sehr viel kürzer sein wird, als die Lebensdauer neuer 
Schiffe, Die Darlehen werden in diesen Ausnahmefällen eine bedeu- 
tend kürzere Laufzeit haben müssen. Diese Laufzeit wird in einer 
Durchführungsverordnung festzulegen sein. 

Da die Bezüge leitender Angestellter ebenso wie der Unternehmer- 
lohn den Gewinn eines Unternehmens stark beeinflussen können, 
bedarf es einer Regelung der Höhe der Beträge, die im Rahmen der 
Bestimmungen über die Zahlungen auf Zinsen und Tilgungen an- 
erkannt werden können. Daß dabei die Wettbewerbsfähigkeit der 
einzelnen Unternehmen untereinander und mit Unternehmen, die 
keine Darlehen erhalten haben, berücksichtigt werden muß, ist eine 
Selbstverständlichkeit, im Entwurf aber ausdrücklich hervorgehoben. 
Soweit das Finanzamt nach § 217 RAO unter Verwerfung der Buch- 
führung des Steuerpflichtigen die Besteuerungsgrundlage schätzt, 
werden auch die Kürzungsbeträge geschätzt werden müssen, die in 
den §§ 6 und 7 des Entwurfes vorgesehen sind. Diese Schätzung wird 
sich nach Bestimmungen zu richten haben, wie sie für die Finanz- 
ämter bei der Schätzung der Besteuerungsgrundlagen jeweils gelten. 
Die Bestimmungen müssen anpassungsfähig sein und können infolge- 
dessen nicht im Gesetz selbst enthalten sein. 

Zu § 10 

Die Eilbedürftigkeit des Gesetzes ergibt sich aus den allgemeinen 
Bemerkungen der Begründung. Über einen im Haushaltsgesetz vor- 
gesehenen Betrag für Wiederaufbaudarlehen wird erst nach Inkraft- 
treten des Gesetzes verfügt werden können. 
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Anlage 2 


Deutscher Bundesrat 


Bonn, den 20. Mai 1950 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über Darlehen zum Bau 
und Erwerb von Handelsschiffen. 

Der Ausschuß für Verkehr und der Wirtschaftsausschuß des Deutschen 
Bundesrates empfehlen dem Bundesrat, Einwendungen gegen den 
Entwurf vorbehaltlich der folgenden Änderungs- und Ergänzungs- 
vorschläge gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes grundsätzlich 
nicht zu erheben, 

1. Nach § 3 soll folgender § 3a eingefügt werden: 

»§ 3a 

In Fällen, in denen es aus schiffahrtspolitischen Gründen ge- 
boten ist, kann von den Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 und 2 
und des § 3 Absatz 1 abgesehen werden. In solchen Fällen 
können Darlehen bis zu zwanzig vom Hundert der Neubau- 
kosten gewährt werden.“ 

Begründung: 

Diese Bestimmung soll den Kreis der durch § 2 Absatz 1 bestimmten 
Personen auch auf ,,neue Reeder“ ausdehnen, die ihnen zuzuteilen- 
den Darlehen sollen jedoch im Gegensatz zu den „alten Reedern“ 
20 V. H. der Neubaukosten nicht übersteigen. Außerdem wird die 
Zuteilung zum Zwecke des Erwerbs von Handelsschiffen aus dem 
Ausland für sie ausgeschlossen. 

2. In § 8 Nr. 1 sollen aus redaktionellen Gründen die Worte ,,die Ein- 
richtung des Verfahrens“ ersetzt werden durch die Worte „das Ver- 
fahren“. 

3. Der bisherige Text des § 8 wird dessen Absatz 1. Folgender Absatz 2 
wird angefügt: 

„(2) Die Verordnung über das Verfahren bedarf der Zustim- 
mung des Bundesrats.“ 

4. Zur Klarstellung von Zweck und Umfang des Gesetzes soll die Be- 
gründung zu A. IV wie folgt gefaßt werden: 

,,IV. Der Entwurf sieht vor, daß die Wiederaufbaudarlehen vom 
Bunde gewährt werden. 

1. Wie hoch die jährliche Ausgabe sein wird, richtet sich einer- 
seits nach der Baukapazität der deutschen Werften und dem 
Umfang der zum Erwerb im Ausland freigegebenen Tonnage. 

a) Bei voller Ausnutzung der Kapazität der deutschen Werf- 
ten, bei deren heutiger Lage und bei den heutigen Bau- 
preisen werden in den nächsten Jahren für Wiederaufbau- 
darlehen, wenn sie in jedem Einzelfall 40 v. H. der Bau- 
kosten betragen, jährlich durchschnittlich rund 100 
Mill. DM ausgegeben werden können. 

b) Zum Erwerb der zugelassenen 400 000 BRT ausländischer 
Tonnage werden an Wiederaufbaudarlehen, wenn sie in 
jedem Einzelfall 40 v. H. der Anschaf fungs- und Instand- 


17 



setzungskosten betragen, insgesamt ca, 80 Mill. DM 
ausgegeben werden können. 

2. Andererseits sieht der Entwurf vor, daß Voraussetzung für 
die Gewährung von Wiederaufbaudarlehen der Nachweis ist, 
daß die durch die Darlehen nicht gedeckten Geldbedürfnisse 
anderweitig gedeckt sind (§ 3 Absatz 2). Das bedeutet, daß 
der Aufwand für Wiederaufbaudarlehen sich nicht allein und 
u. U. nicht vorwiegend nach der Baukapazität und den Er- 
werbmögiichkeiten, sondern danach richtet, in welchem Um- 
fang jährlich Fremdgeld für Bau und Ankauf von Schiffen 
zur Verfügung stehen wird. Mit der Beschaffung dieses 
Fremdgeldes, das in jedem Fall 60 v. H. der Bau- oder der 
Anschaffungs- und Instandsetzungskosten beträgt, befaßt 
sich der Entwurf nicht. Wenn für Neubauten jährlich 
100 Mill. DM Wiederaufbaudarlehen gegeben werden (oben 
1 a), dann sind an Fremdgeldern jährlich 150 Mill. DM 
zusätzlich erforderlich; wenn zum Erwerb ausländischer Ton- 
nage insgesamt 80 Mill. DM Wiederaufbaudarlehen 
gegeben werden, sind an Fremdgeldern hierfür zusätzlich 
insgesamt 120 Mill. DM erforderlich. 

3. Unter Berücksichtigung der Gesichtspunkte unter 1 und 2 
wird der Betrag, der für Wiederaufbaudarlehen verwandt 
werden soll, jedes Jahr im Haushaltsgesetz festgestellt 
werden. 

4. Wenn sich auch der Gesetzentwurf mit den 60 v. H. Frcmd- 
geld nicht befaßt, so wird es doch die Sorge der Bundes- 
regierung sein müssen, alle Quellen langfristiger Mittel, über 
die sie selbst verfügt oder auf die sie im Rahmen der Kapital- 
marktpolitik Einfluß nehmen kann, für die Zwecke der Fi- 
nanzierung von Schiffbau und Schiffsankauf auszuschöpfen. 
Bei dieser Aufgabe werden die Regierungen der Küsten- 
länder in ihrem Rahmen die Bundesregierung unterstützen 
müssen.“ 
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